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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Beziehungen zu internationalen Organisationen

Anfang Februar 2021 legte der Bundesrat den Raten seine Botschaft zum UNO-
Migrationspakt vor und beantragte zugleich die Abschreibung dreier inhaltlich
identischer Motionen (Mo. 18.4093; Mo. 18.4103; Mo. 18.4106), welche den Bundesrat
damit beauftragt hatten, dem Parlament den Antrag auf Zustimmung zum
Migrationspakt in Form eines Bundesbeschlusses zu unterbreiten. Der Bundesrat hatte
beschlossen, dies in Form eines einfachen Bundesbeschlusses zu tun, da es sich beim
Migrationspakt nicht um einen vélkerrechtlichen Vertrag handelt und dieser somit nicht
dem fakultativen Referendum untersteht. Der Migrationspakt, ein Soft-Law-Instrument,
war im Dezember 2018 von der UNO-Generalversammlung verabschiedet worden und
will durch gemeinsam getragene Prinzipien und Zielsetzungen die weltweite Migration
kiinftig sicherer machen und geordneter steuern. Laut Botschaft entsprechen die
Grundsatze des Pakts - Partnerschaft und internationale Zusammenarbeit bei
gleichzeitig souveraner nationalstaatlicher Migrationssteuerung - der Ausrichtung der
Schweizer Migrationspolitik und stiinden auch in Einklang mit der Aussenpolitischen
Strategie 2020-2023 sowie der Strategie Nachhaltige Entwicklung 2016-2019. Der
Bundesrat legte in der Botschaft dar, dass die 23 Ziele des Migrationspakts
grundsatzlich mit der Schweizer Rechtsordnung und Praxis kompatibel seien und nur
punktuell Abweichungen bestinden. Da diese aber ausschliesslich freiwillige
Umsetzungsinstrumente betrafen, entstdnden mit der Zustimmung zum Migrationspakt
weder ein innenpolitischer Handlungszwang noch finanzielle Verpflichtungen. Aus Sicht
des Bundesrats entsprachen Ziele wie die Bekdmpfung von Menschenhandel, Riickkehr
und Reintegration oder auch sichere Grenzen den Interessen der Schweiz und seien
zudem flr die Erreichung der UNO-Nachhaltigkeitsziele von Bedeutung. Die Schweiz sei
angesichts der volatilen Migrationslage auf internationale Zusammenarbeit angewiesen.
Die Botschaft legte dar, dass sich viele migrationspolitische Herausforderungen der
Schweiz auf inadédquate Systeme und fehlende Kapazitaten auf Seiten der
Herkunftslander zurlckfuhren liessen. Daher sei auch die Stéarkung der Migrationspolitik
anderer Lander fur die Schweiz von grossem Interesse. Ein Verzicht auf Zustimmung
hatte fur die Schweiz langfristig negative Folgen, beflrchtete der Bundesrat.
Insbesondere die bilateralen Beziehungen mit Léandern wie Nigeria, Tunesien oder
Marokko, welche den Migrationspakt als Referenzpunkt fir ihre eigene Migrationspolitik
verwenden werden, kéonnten sich dadurch verschlechtern. Auch auf multilateraler
Ebene wurde ein Verzicht die Schweiz benachteiligen, da sie ihre Interessen in
multilateralen Gremien schlechter vertreten kénnte und die Rolle des internationalen
Genfs geschwacht wirde. Der Bundesrat gab zu bedenken, dass die Schweiz in diesem
Fall auch keine Mdglichkeit héatte, einzelne Themen weiterzuentwickeln, die im UNO-
Migrationspakt nur ungentigend ausgefihrt wurden.

Bereits vor Beginn der parlamentarischen Beratungen klindigte sich allen voran bei den
birgerlichen Parteien Widerstand gegen das internationale Ubereinkommen an. In der
NZZ 4&usserte sich Nationalrat Kurt Fluri (fdp, SO) besorgt Uber die politische
Verbindlichkeit des Pakts und beflrchtete, dass dieser die Migration insgesamt fordere.
Auch die SVP kritisierte das Abkommen und bezeichnete dieses als «realitatsfremde
internationale Vereinbarung», die schadlich sei fur die Schweiz. Die Partei zweifelte
auch an der Unverbindlichkeit des Soft-Law-Instruments. Die Erfahrung zeige, dass aus
derartigen Vereinbarungen Rechtsanspriche abgeleitet wirden, gab die SVP zu
bedenken. Laut Elisabeth Schneider-Schneiter (mitte, BL) zeige die Diskussion tiber den
Migrationspakt vor allem, dass Handlungsbedarf in Bezug auf den Umgang mit Soft Law
bestehe. Gemass geltendem Recht besassen die Rate namlich gar keine Kompetenz, um
Uber den Beitritt zum Migrationspakt zu entscheiden, so die Mitte-Nationalratin.
Nationalrat Sommaruga (sp, GE) - ein Beflrworter des Migrationspakts - zeigte sich
damit unzufrieden, dass der Bundesrat die Unterzeichnung des Vertrags von der
Zustimmung des Parlaments abhéngig macht. Er warf Bundesrat Cassis daher vor, dass
dieser es verpasst habe, dem Bundesrat die Unterzeichnung aufzuzwingen. Die Schweiz
riskiere bei einer Ablehnung durch das Parlament den Unmut der anderen Staaten. '
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Im Vorfeld der Herbstsession 2021 beantragte die SPK-NR dem Nationalrat mit 14 zu 10
Stimmen, die Beratung der Botschaft zum UNO-Migrationspakt fir ein Jahr zu
sistieren. Kommissionssprecher Romano (mitte, Tl) erklarte den Ratsmitgliedern, man
musse die Rickmeldungen der Subkommissionen zur Handhabung von «Soft-Law-
Instrumenten» und zu den parlamentarischen Mitwirkungsrechten abwarten. Kurt Fluri
(fdp, SO) - ebenfalls Sprecher der SPK-NR - wies darauf hin, dass der Stédnderat bei
einer nationalratlichen Ablehnung der Sistierung seinen Sistierungsbeschluss einfach
wiederholen kénnte, womit die Sistierung dann sowieso beschlossen ware. Er warnte
vor dem Anliegen der Minderheit Glattli (gp, ZH), die Sistierung abzulehnen, da man bei
einem Meinungsumschwung im Standerat Gefahr laufe, dass der Migrationspakt
behandelt werde, ohne dass die Resultate der Subkommissionen vorlagen.
Minderheitsfuhrer Glattli griff in der Ratsdebatte insbesondere die SVP-Fraktion frontal
an und ausserte sein Unverstandnis Uber die Zustimmung der Partei zur Sistierung.
Diese habe sich in den vergangenen Jahren eindeutig gegen den Migrationspakt
positioniert und sogar eine Volksabstimmung gefordert. Er warf der SVP vor, die
Sistierung nur zu beflrworten, um nicht Uber eine Frage diskutieren zu mussen, «bei
der ihr offensichtlich inhaltlich die Argumente ausgegangen» seien. Bundesrat Cassis
signalisierte die Bereitschaft des Bundesrats, die Debatte Uber den Migrationspakt
jederzeit wieder aufzunehmen. Schliesslich nahm der Rat den Sistierungsantrag der
Kommissionsmehrheit mit 105 zu 77 Stimmen (ohne Enthaltungen) an. Die
Gegenstimmen stammten von den Fraktionen der SP, der Grinen und der
Grinliberalen. ?

1) BBI, 2021, S. 359 ff.; AZ, LT, NZZ, 4.2.21
2) AB NR, 2021, S. 1577 ff.; Medienmitteilung SPK-NR vom 3.9.21
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